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Vorblatt 


Änderung des Gemeindefinanzreformgesetzes 

(Antrag des Abgeordneten Dr, Häfele 
und der Fraktion der CDU/CSU) 


A. Problem 

Das Gemeindefinanzreformgesetz sieht in § 3 Abs. 2 mit Wir- 
kung vom 1. Januar 1972 eine Erhöhung der sog. Sockelbeträge 
auf 80 000 DM bzw. 160 000 DM vor. Da die zur Durchführung 
dieser Erhöhung erforderlichen statistischen Untersuchungen 
erst Ende 1971 abgeschlossen und ausgewertet sein werden, er- 
scheint mit Rücksicht auf die Finanzplanung der Gemeinden 
eine Verlängerung der bisherigen Regelung um ein Jahr not- 
wendig. 


B. Lösung 

Mit dem Gesetzentwurf wird eine Änderung des § 3 Abs. 2 des 
Gemeindefinanzreformgesetzes dahingehend vorgeschlagen, 
daß die Erhöhung der Sockelbeträge erst am 1. Januar 1973 in 
Kraft tritt. 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Kosten 

Keine. 
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Antrag 

des Abgeordneten Dr. Häfele und der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gemeindefinanzreformgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Gesetz zur Neuordnung der Gemeindefinan- 
zen (Gemeindefinanzreformgesetz) vom 8. Septem- 
ber 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1587) wird wie folgt 
geändert: 

In § 3 Abs. 2 wird die Jahreszahl „1972" durch die 
Jahreszahl „ 1 973 " ersetzt. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 9. Oktober 1970 


Dr. Häfele 

Dr. BarzeL Stücklen und Fraktion 
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Begründung 


Bei der zweiten Beratung des Gemeindefinanzre- 
formgesetzes am 18. Juni 1969 hat der Deutsche 
Bundestag einstimmig einen Entschließungsantrag 
angenommen, wonach die Bundeisregierung ersucht 
wird, dem Bundestag bis zum 1. Oktober 1971 über 
das Ergebnis der Einkommensteuerstatistik und de- 
ren Auswirkungen auf die Anhebung der Sockel- 
beträge von 8000 DM/16 000 DM auf 80 000 DM/ 
160 000 DM, an denen die Gemeinden beteiligt sind, 
zu berichten. Diese Untersuchungen werden voraus- 
sichtlich erst im September 1971 fertiggestellt sein. 
Es besteht die Gefahr, daß der Gesetzgeber allen- 
falls erst kurz vor dem 1. Januar 1972 die Schluß- 
folgerungen aus den Untersuchungen ziehen kann. 
Damit die Gemeinden rechtzeitig vor dem 1. Januar 
1972 ihre Finanzplanungen vornehmen können, muß 
gewährleistet sein, daß sie wenigstens bis zum 
31. Dezember 1972 davon ausgehen können, daß die 
bisherige Sockelbeteiligung des Gemeindefinanz- 
reformgesetzes unverändert weitergilt. Auch die 
Länder könnten 1971 evtl, notwendig werdende 
Änderungen ihrer kommunalen Finanzausgleichs- 
gesetze nicht mehr rechtzeitig vornehmen. 
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